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Brauchen wir einen allgemeinen Kündigungsschutz? 
 

 

Elke J. Jahna 

 

ZUSAMMENFASSUNG: Angesichts der seit mehr als zwei Jahrzehnten andauernden 

Massenarbeitslosigkeit ist das Kündigungsschutzrecht in den meisten kontinental-

europäischen Ländern in den Mittelpunkt der Kontroverse um die Flexibilisierung 

der Arbeitsmärkte gerückt. Kritiker des Kündigungsschutzes behaupten, daß eine 

Deregulierung die Arbeitslosigkeit senkt, Befürworter heben dagegen die den Ar-

beitsplatzbestand schützenden Wirkungen hervor. Zunächst werden die Argumen-

te der ökonomischen Theorie, die für und gegen einen staatlichen Kündigungs-

schutz sprechen, erläutert. Anschließend wird gezeigt, daß ein ökonomisch effi-

zientes Kündigungsschutzrecht den Parteien einen Anreiz liefern muß, die Summe 

der Anpassungskosten und damit den bei einer Kündigung entstehenden Schaden 

zu minimieren. 

 

ABSTRACT: In view of persistent mass unemployment in most Continental Euro-

pean countries the employment protection legislation became the focal point of the 

controversy about labour market flexibility. According to the critics of the protection 

against unfair dismissal, deregulating employment protection legislation can lower 

unemployment. However, proponents emphasize that employment protection can 

maintain existing jobs. First of all, the paper investigates which arguments the 

economic theory has to offer for and against national protection against wrongful 

dismissal. It then goes on to show that an economically efficient employment pro-

tection legislation must create an incentive for both parties to minimize the sum of 

the adjustment costs and thus the damage following a redundancy. 
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1. EINFÜHRUNG 

Kündigungsschutzregeln sind privatvertraglich, tarifvertraglich oder durch Gesetz 

verfügt und finden sich in den meisten Industrie- und Dienstleistungsgesellschaf-

ten. Hinzu kommt, daß in den Ländern der EU auch die Europäische Kommission 

in Form von Richtlinien in die nationale Gesetzgebung eingreift. Der Kündigungs-

schutz wirkt durch Einspruch vor Gericht und hat den Bestandsschutz zum Ziel. 

Jedoch zeigt ein Vergleich der amerikanischen „employment-at-will“ Doktrin mit 

den Elementen der deutschen Gesetzgebung, daß das Spektrum möglicher Regu-

lierungsniveaus weit gespannt ist (Jahn 2002). In den Vereinigten Staaten gibt es 

kein allgemeines Kündigungsschutzgesetz. Nach der „employment-at-will“ Doktrin 

des amerikanischen Common Law können Arbeitsverträge jederzeit von beiden 

Vertragsparteien aufgelöst werden.1 Hingegen müssen Arbeitgeber, die sich in 

Deutschland über die Rechtslage bei einer Kündigung informieren wollen, im 

Zweifelsfall das BGB, seine Generalklauseln, die einschlägigen Vorschriften des 

Betriebsverfassungsgesetz, das Kündigungsschutzgesetz und – was die Recht-

mäßigkeit der Sozialauswahl betrifft – die umfangreiche Rechtsprechung des 

Bundesarbeitsgerichts (BAG) bemühen, um zu entscheiden, ob eine Kündigung 

sozial gerechtfertigt ist. Nach Rüthers (1998) gleicht der Ausgang von Kündi-

gungsschutzprozessen längst einem unplanbaren Glücksspiel. Nicht anders er-

geht es den Unternehmen beim Abschluß eines befristeten Arbeitsverhältnisses: 

Sie finden im BGB die Formvorschrift, im Teilzeit- und Befristungsgesetz (TzBfG) 

die Zulässigkeitsvoraussetzungen und die Klagefristen und in der umfangreichen 

Rechtsprechung der Arbeitsgerichte und des BAG schließlich die Auslegung für 

die sachliche Zulässigkeit, die auch durch das TzBfG nicht abschließend geregelt 

wurde. 

 

Insbesondere die umfangreiche und schwer überschaubare Rechtsprechung der 

Arbeitsgerichte verursacht bei den Unternehmen eine Rechtsunsicherheit, die sich 

nach Ansicht vieler Ökonomen und Politiker negativ auf die Einstellungsbereit-

schaft der Firmen niederschlagen dürfte. Die Vermutung liegt nahe, daß das nicht 

zuletzt durch die Arbeitsgerichtsbarkeit geschaffene dichte Netz von Vorschriften 

eine Anpassung der Belegschaft mit Hilfe von Überstunden und Rationalisierungs-

maßnahmen hervorruft. Um den Firmen die Anpassung an Konjunkturschwan-

kungen zu erleichtern und die Beschäftigungslosigkeit zu senken, wurde in den 

                                            
1 Zwar schränken seit Mitte der 70er Jahre die US-amerikanischen Zivilgerichte in vielen Bun-

desstaaten die Kündigungsfreiheit des „employment-at-will“ auf der Basis von drei neuen 
Rechtstheorien, die „wrongful termination“ Doktrinen, ein, sie haben jedoch längst nicht die Be-
deutung eines allgemeinen Kündigungsschutzgesetzes erlangt (Autor 2000, Miles 2000). 
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80er und 90er Jahren der Kündigungsschutz liberalisiert. Statt jedoch die Vor-

schriften des allgemeinen Kündigungsschutzes zu lockern und mehr Rechtssi-

cherheit zu schaffen, wurden die Bestimmungen zum Abschuß atypischer Kon-

trakttypen reformiert, was jedoch das Arbeitsrecht keinesfalls vereinfacht hat. Ins-

besondere in Zeiten hoher Arbeitslosigkeit fordern daher Kritiker des Kündigungs-

schutzes eine weitgehende Deregulierung der Schutzrechte, in der Hoffnung, 

hiermit die Arbeitslosigkeit in den Griff zu bekommen (vgl. z.B. Berthold 2000). Bei 

den Protagonisten des Kündigungsschutzes herrscht zwar über die Notwendigkeit 

von staatlichen Regulierungen Einigkeit, jedoch nicht über die optimale Regulie-

rungsintensität (Franz 1994, Willemsen 2000). Warum also ein staatlich organi-

sierter und mit ungeheuren Transaktionskosten durchgesetzter allgemeiner Kün-

digungsschutz? Die Fachliteratur nennt eine Reihe von Argumenten, die für und 

gegen einen durch die Rechtsordnung verfügten Bestandsschutz von Arbeitsver-

hältnissen sprechen. Eine Systematisierung der Literatur steht bislang noch aus 

und ist Gegenstand der folgenden Ausführungen. Hierbei soll der Schwerpunkt auf 

institutionenökonomischen Ansätzen liegen, die Friktionen wie Informationsasym-

metrien, Marktmacht, Transaktionskosten, Fairnessnormen sowie den Einfluss 

konjunktureller Störungen zulassen. Der letzte Teil untersucht, was aus dem 

Blickwinkel der ökonomischen Analyse ein staatlicher Kündigungsschutz leisten 

kann. 

2. NEOKLASSISCHE THEORIE 

Unter den Axiomen der traditionellen neoklassischen Theorie verhalten sich alle 

Marktteilnehmer individuell rational. Alle Informationen über Markt- und Geschäfts-

risiken sowie die Leistungsfähigkeit der Arbeiter sind kostenlos und öffentlich ver-

fügbar. Wenn der Arbeitsmarkt darüber hinaus kompetitiv ist, so daß sich Anbieter 

und Nachfrager als Mengenanpasser verhalten und alle Marktteilnehmer risiko-

neutral sind, dann ist der staatliche Kündigungsschutz neutral mit Bezug auf die im 

Arbeitsmarktgleichgewicht herrschende Beschäftigung (vgl. z.B. Burda 1992, 

Summers 1989, Lazear 1990). Der staatliche Kündigungsschutz wird unter diesen 

Umständen durch private Vereinbarung zwischen den Arbeitsmarktparteien um-

gangen und hat keinen Einfluß auf deren Wohlfahrt und die Beschäftigung. 

 

Auf einem kompetitiven Arbeitsmarkt mit vollständig informierten Marktteilnehmern 

aber risikoaversen Arbeitnehmern hat ein staatlicher Kündigungsschutz ebenfalls 

keine wohlfahrtssteigernde Wirkung, selbst dann nicht, wenn es keine spezialisier-

ten Versicherungsmärkte gibt, auf denen die risikoscheuen Arbeitnehmer ihre Ein-

kommensrisiken abdecken können. In dieser Umwelt erzeugt nämlich der Konkur-

renzmechanismus ein Angebot von Arbeitsverträgen, die neben den üblichen Be-
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standteilen auch Versicherungskomponenten enthalten mit Klauseln zum Kündi-

gungsschutz und zu Abstandszahlungen im Fall einer Trennung. Bei vollständiger 

Information wird jede denkbare Art von Lohn- und Personalpolitik angeboten, so-

fern nur genügend Arbeitskräfte bereit sind, für die im Arbeitsvertrag zugespro-

chene Arbeitsplatzsicherheit die im Gleichgewicht geforderte Risikoprämie zu zah-

len. Im Austausch gegen diese Prämie bieten die Firmen Beschäftigungsstabilität 

und andere potentielle Vergünstigungen an, wie beispielsweise eine mit der Dauer 

der Betriebszugehörigkeit verbundene Entlohnung. Im Gleichgewicht des Arbeits-

marktes bilden sich Lohndifferentiale zwischen den Firmen, die bei Entlassungen 

Abfindungen zahlen und solchen Unternehmen, die keinen Kündigungsschutz an-

bieten. Die kompensierenden Lohndifferentiale, die sich ohne Eingriffe des Staa-

tes bilden, gewährleisten somit in der neoklassischen Theorie die unterschiedlich 

hohen Schutzniveaus, die von den Arbeitskräften nachgefragt werden. Die Ar-

beitskräfte, die über ihre Optionen vollständig informiert sind und Bestandsschutz 

nachfragen, müssen dafür einen Nettolohn hinnehmen, der niedriger ist als der 

Lohn des Marktsegments für weniger risikoaverse Arbeitnehmer. Arbeitgeber, die 

keinen Bestandsschutz anbieten, müssen mit höheren Lohnofferten einen Anreiz 

setzen, damit die risikoaversen Arbeitnehmer die vergleichsweise riskanteren Ar-

beitsbedingungen in diesen Unternehmen akzeptieren. 

 

Gegen diese Theorie impliziter Kontrakte wurden eine Reihe von Argumenten vor-

getragen. Im Mittelpunkt der Kritik stehen einerseits die Annahmen der neoklassi-

schen Theorie, die, so die Kritiker, auf den Arbeits-, Kapital- und Gütermärkten 

realtypischer Volkswirtschaften nicht erfüllt sind. Marktunvollkommenheiten ver-

hindern ein effizientes Maß an Beschäftigung und Schutzrechten. Darüber hinaus 

lassen sich Arbeitsplatzkautionen und funktionale Äquivalente nur selten beobach-

ten. Arbeitnehmer unterliegen einer Rationierung durch den Kapitalmarkt, so daß 

Kautionen höchstens aus dem privaten Vermögen bestritten werden könnten. Ar-

beitsverträge mit verbindlichen Kautionszahlungen lassen sich überdies nur mit 

großem Aufwand durchsetzen, wenn die Informationsverteilung zwischen den 

Kontraktpartnern asymmetrisch ist. Kommt es bei unerwartet niedriger Produkt-

nachfrage zur Entlassung von Arbeitskräften, die Pfänder hinterlegt haben, haben 

die Unternehmen einen starken Anreiz, den Vertrag zu brechen und die Abfindung 

nicht auszuschütten. Da für diesen Fall keine Versicherungsmärkte existieren, 

können die Unternehmen überdies vor Vertragsabschluß nicht ohne weiteres 

glaubhaft versichern, daß sie auf diese Strategie des ex post Opportunismus ver-

zichten.2 Drohende Reputationsverluste, so ein weit verbreitetes Argument, kön-

                                            
2 Die mangelnde Fähigkeit beider Arbeitsmarktparteien, gegenseitig glaubhaft eine kooperative 

Strategie zu signalisieren, wird häufig mit einer Gefangenendilemmasituation verglichen. Kündi-
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nen an die Stelle von Versicherungsmärkten treten und die Arbeitskräfte vor dieser 

Strategie des ex post Opportunismus schützen (Layard/Nickell/Jackman 1991, 

S. 155). Reputationsverluste wirken allerdings wegen der hohen Informationsko-

sten eher bei Massenentlassungen als bei Individualkündigungen.  

3. ASYMMETRISCHE INFORMATIONEN 

Asymmetrische Information ist wohl das stärkste Argument, das die Ökonomie an-

zubieten hat, um einerseits die Existenz von Institutionen wie den allgemeinen 

Kündigungsschutz zu begründen und andererseits zu zeigen, wie ein Schutz vor 

verhaltens- und personenbedingter Kündigung die natürliche Rate der Arbeitslo-

sigkeit in die Höhe treiben kann. Bei asymmetrisch verteilten Informationen su-

chen die Arbeitsmarktparteien nach Signalen, die ihnen Aufschluß über nicht be-

obachtbare Eigenschaften geben. Hierbei kommen den Preisen und Löhnen aber 

auch dem angebotenen oder nachgefragten Niveau an Kündigungsschutz Signal-

funktionen zu.  

3.1 ADVERSE SELEKTION 

Hebt man die Annahme symmetrisch verteilter Informationen auf und nimmt an, 

daß die Bewerber um eine Vakanz besser über ihre Fähigkeiten und Eigenschaf-

ten informiert sind als die Personalverantwortlichen der offerierenden Firma, wird 

die Hypothese der Kontrakttheorie, daß im Gleichgewicht des Arbeitsmarktes pri-

vate Arbeitsverträge mit allen nachgefragten Klauseln zum Schutz vor Einkom-

mens- und Bestandsrisiken angeboten werden, zweifelhaft. Aus dem Blickwinkel 

der potentiellen Arbeitgeber sind die Bewerber ex ante ununterscheidbar, die Ko-

sten ausgeprägter Personalauswahlverfahren sind hoch oder sogar prohibitiv. Die 

Informationsasymmetrie setzt den folgenden Mechanismus der adversen Selekti-

on in Gang (Greenwald 1986, Greenwald/Stiglitz 1995, Kamiat 1996, Levine 

1991). Firmen, die freiwillig Kündigungsschutz und Abfindungen anbieten, müssen 

im Vergleich zu den Löhnen der Konkurrenz ihr Lohnangebot senken, um die Ko-

sten der Schutzmaßnahmen zu finanzieren. Bei symmetrisch verteilter Information 

führt diese Politik, wie erwähnt, zu einem Gleichgewicht mit Lohndifferentialen. Bei 

asymmetrisch verteilten Informationen dagegen attrahiert eine Firma, die Kündi-

gungsschutz bietet, zunächst wegen ihres niedrigen Lohns Arbeitskräfte mit einer 

niedrigen Produktivität. Zweitens lockt sie wegen des privaten Kündigungsschutz-

es „talentierter Shirker“ an mit einer hohen Präferenz für Arbeitsplatzkonsum, da 

die Entlassungswahrscheinlichkeit bei der umworbenen Firma niedriger ist als bei 

                                                                                                                                    
gungsschutzregeln können in dieser Umgebung das Commitment Problem lösen und damit ei-
nen glaubwürdigen Schutz vor ex-post Opportunismus darstellen. 
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der Konkurrenz, die auf private Kündigungsschutzangebote verzichtet. Die effekti-

ven Lohnkosten der Firma, die einen privaten Kündigungsschutz bereitstellt, stei-

gen infolgedessen und sie wird schließlich von der Konkurrenz aus dem Markt ge-

drängt. Auch wenn der Anteil talentierter Shirker nur gering ist, hält deren Existenz 

bei asymmetrisch verteilten Informationen die Firmen davon ab, privaten Kündi-

gungsschutz anzubieten. Ein allgemeines, vom Gesetzgeber erlassenes und 

durch die staatliche Rechtsprechung durchgesetztes Kündigungsschutzgesetz 

verhindert den geschilderten Prozeß der negativen Auslese und die Konzentration 

talentierter Shirker in Firmen, die Maßnahmen zum Bestandsschutz ergreifen. Bei 

einem staatlichen Kündigungsschutz verteilen sich die talentierten Shirker gleich-

mäßig über alle Unternehmen, die Vakanzen anbieten. Levine (1991) zeigt, daß 

immer dann, wenn es zu adverser Selektion am Arbeitsmarkt infolge von privatem 

Kündigungsschutz kommt, ein staatlich verordnetes Kündigungsschutzgesetz 

wohlfahrtssteigernd wirkt. 

3.2 EFFIZIENZLÖHNE 

Die Bedeutung hoher Kontrollkosten bei asymmetrisch verteilter Information bzw. 

bei durch Dritte nicht verifizierbaren Verträgen steht im Mittelpunkt der Effizienz-

lohntheorie (Shapiro/Stiglitz 1984). Können Dritte, wie das Arbeitsgericht, die Er-

füllung eines Arbeitsvertrages nicht verifizieren, so werden die Unternehmen an-

dere Arten von Überwachungsstrukturen installieren und neben der Überwachung 

und Kontrolle auch positive Lohn- und Karriereanreize implementieren, um ihre 

Arbeitnehmer zur Erfüllung der Verträge zu bewegen. Ein Lohn, der diese Anreiz-

funktion mit minimalem Aufwand erfüllt, heißt Effizienzlohn, den insbesondere ge-

winnmaximierende Firmen ihren Arbeitskräften anbieten. Dieser Motivationslohn 

ist höher als der markträumende und erzeugt infolgedessen Arbeitslosigkeit. Inte-

griert man nun die Parameter des Kündigungsschutzes in das Effizienzlohnmodell 

(Jahn 2002), zeigt sich, daß ein Schutz vor betriebsbedingten Kündigungen das 

Risiko vor einem unverschuldeten Arbeitsplatzverlust durch zyklische Einflüsse 

senken kann. Infolgedessen sinkt c.p. der Lohnanreiz, der für die Vertragserfüllung 

notwendig ist und damit die Arbeitslosigkeit. Andererseits reduziert ein allgemeiner 

Schutz vor verhaltensbedingten Kündigungen die Wahrscheinlichkeit einer 

rechtswirksamen Entlassung und damit die Anreizwirkung der Löhne. Um eine ge-

gebene Leistung hervorzurufen, müssen die Unternehmen höhere Lohnanreize 

bieten, der Effizienzlohn steigt und die natürliche Rate der Arbeitslosigkeit nimmt 

zu. 
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4. MARKTMACHT ZWISCHEN DEN VERTRAGSPARTEIEN 

Machtasymmetrien, so ein weit verbreitetes Argument, liefern Arbeitnehmer der 

Willkür der Arbeitgeberseite aus.3 Arbeitnehmer müssen bei Entlassungen mit ho-

hen Mobilitätskosten rechnen, sind meist an ihr unveräußerliches betriebsspezifi-

sches Humankapital gebunden und dem Direktionsrecht der Geschäftsführung 

unterworfen. Im Gegensatz zum Humankapital läßt sich das Finanzkapital des Un-

ternehmers bei funktionierenden Kapitalmärkten ohne weiteres diversifizieren. Die 

Imparität, die dieser Theorie zur Folge zwischen Arbeitgeber und Arbeitnehmer 

herrscht, ist die Prämisse, die nach der herrschenden Meinung unter Juristen den 

Grund für das gesamte individuelle und kollektive Arbeitsrecht sowie die gesamte 

Arbeitsgerichtsbarkeit liefert. „Der Arbeitsplatz ist meist die Existenzgrundlage des 

Arbeitnehmers. Zwar sichern heute Arbeitslosengeld und Arbeitslosenhilfe ... auch 

dem Arbeitslosen zumindest ein Existenzminimum. Trotzdem bringt nach wie vor 

der unfreiwillige Verlust des Arbeitsplatzes meist eine fühlbare materielle 

Schlechterstellung für den Arbeitnehmer mit sich ... . Deshalb ist der Schutz des 

Arbeitnehmers vor dem Verlust des Arbeitsplatzes eine wichtige Aufgabe auch 

des Arbeitsrechts. In erster Linie wird sie durch das Kündigungsschutzrecht mehr 

oder weniger befriedigend gelöst“ (Halbach et al. 2000, Rdnr. 422f). Nach dieser 

Theorie läßt sich Kündigungsschutz als zusätzliche „Arbeitslosenversicherung“ mit 

dem vorrangigen Ziel des Bestandsschutzes interpretieren. Die staatliche Arbeits-

losenversicherung i.e.S. bietet keinen vollen Versicherungsschutz. Nach Franz 

(1999, S. 266) beliefen sich die individuellen Lohnersatzquoten beim Arbeitslo-

sengeld im Jahr 1997 für Männer insgesamt auf 41,9%, für Frauen insgesamt auf 

38,8%. Trotz Arbeitslosenversicherung bleibt daher ein erhebliches Restrisiko, 

weshalb risikoaverse Akteure zusätzlichen Schutz nachfragen. Asymmetrisch ver-

teilte Informationen, die Zwangsmitgliedschaft bei der staatlichen Arbeitslosenver-

sicherung und die hohe Kovarianz der konjunkturell erzeugten Einkommensrisiken 

verhindern ein privates Versicherungsangebot, weshalb der Staat bzw. der Ge-

setzgeber den Schutz vor diesen offenen Einkommensrisiken übernehmen muß. 

Mit dem Argument der ungleichen Machtverteilung zwischen den Vertragsparteien 

hat die Rechtsordnung mit dem Sozialstaatsgebot des Grundgesetzes (Art. 20, 

                                            
3 Die vom staatlichen Kündigungsschutz hervorgerufenen Entlassungskosten stehen auch im 

Mittelpunkt der Insider-Outsider-Theorie von Lindbeck/Snower (1988). Mitunter wird behauptet, 
daß die vom staatlichen Kündigungsschutz hervorgerufenen Entlassungskosten die Verhand-
lungsmacht der Arbeitsplatzbesitzer stärken. Infolgedessen könnten die Insider einen Lohn 
durchsetzen, der über dem markträumenden Lohn liegt, ohne von den Outsidern unterboten zu 
werden. Im Gegensatz zu dieser weitverbreiteten Meinung und Fehlinterpretation des Insider-
Outsider-Modells läßt sich jedoch eine beschäftigungssenkende Wirkung der Entlassungsko-
sten im Lindbeck/Snower-Modell (1988) nicht belegen. Entlassungskosten bewirken lediglich 
eine Umverteilung der Produzentenrente zugunsten der Insider, weshalb sie an dieser Stelle 
nicht diskutiert wird (vgl. Jahn/Wagner 1996, Jahn 2002). 
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Abs. 1 und Art. 28, Abs. 1 GG) die Freiheit der inhaltlichen Vertragsgestaltung 

eingeschränkt, um dem Kräfteungleichgewicht der Vertragsparteien entgegenzu-

treten. So ist die gesamte Entwicklung des Arbeitsrechts, insbesondere mit Blick 

auf das Niveau des Kündigungsschutzes, geprägt durch die Vorstellung, die Pari-

tät der Arbeitnehmer zu gewährleisten (Kissel 1999, S. 18). Die Imparitätstheorie 

vertritt demnach die Auffassung (Bassenge et. al. 1999, Einführung von §145, 

BGB Rdnr. 13)  

„Der Vertrag ist als Gestaltungsmittel der wirtschaftlichen und sozialen Verhält-
nisse uneingeschränkt geeignet, wenn sich wirtschaftlich und intellektuell gleich 
Starke gegenüberstehen. Die beim Vertrag typischerweise gegebene Richtigkeits-
gewähr ... ist dagegen gefährdet, wenn der einen Partei ein wirtschaftliches 
und/oder intellektuelles Übergewicht zukommt. Gesetzgeber und Rechtsprechung 
sind aufgrund der Sozialstaatsklausel gehalten, dieser Gefährdung entgegenzuwir-
ken und auch bei gestörter Vertragsparität ein ausreichendes Maß an Vertragsge-
rechtigkeit sicherzustellen: hierzu bedarf es – da eine allgemeine gerichtliche Bil-
ligkeitskontrolle geschlossener Verträge mit dem Prinzip der Vertragsfreiheit und 
des Rechtsstaates unvereinbar ist – eines breit gefächerten Katalogs an gesetzlichen 
und richterrechtlichen Regelungen ... .“  

Hinter dieser Rechtstheorie steht die Auffassung, daß ein freiwilliger Tausch unter 

gleich Mächtigen immer zu einer Pareto-effizienten Allokation führt (sogenannte 

Richtigkeitsgewähr). Pareto-inferiore Situationen entstehen infolge von Machta-

symmetrien. Die Gesetzgebung und Rechtsprechung hat bei Vorliegen einer Im-

parität, das bestehende Ungleichgewicht zwischen den Vertragsparteien ex ante 

durch Gesetz und ex post durch Urteil zu korrigieren und somit für effiziente Markt-

transaktionen zu sorgen. 

 

Ob der durch die Rechtsordnung angestrebte Ausgleich der Imparität gelingt, läßt 

sich jedoch bezweifeln. Denn erstens greift das Kündigungsschutzgesetz nur für 

Arbeitnehmer mit längerer Betriebszugehörigkeit, zweitens gelten Abfindungszah-

lungen und prozedurale Vorschriften für ordentliche Kündigungen faktisch primär 

für Arbeitnehmer in großen Firmen mit durchsetzungsfähigen Betriebsräten oder 

Gewerkschaften. Diese Arbeitnehmer sind jedoch im Grunde nicht die Zielgruppe 

eines staatlich verordneten Kündigungsschutzes, da die in Tarifverträgen ausge-

handelten Kündigungskondition meist weit über die gesetzlich garantierten hinaus 

gehen. Das Kündigungsschutzrecht, das idealtypisch alle Arbeitnehmer schützen 

soll, greift realtypisch gerade in kleinen Firmen nicht. Zweitens differenziert der auf 

distributive Gerechtigkeit bedachte Wohlfahrtsstaat den Bestandsschutz in der 

Regel nach Personenmerkmalen, die eine besondere Schutzwürdigkeit und ein 

privilegiertes Arbeitsverhältnis bestimmter Personenkreise begründen. Unter sonst 

gleichen Umständen erzeugt dann dieser spezielle Gruppenschutz eine im Durch-
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schnitt längere Dauer der Arbeitslosigkeit z.B. von jüngeren Frauen, jungen Ar-

beitnehmern, die Ausbildungsverträge anstreben, und von (Schwer-)Behinderten, 

die in allen europäischen Ländern einen besonderen Kündigungsschutz genießen. 

Schutzrechte, die auf idealtypische Parität ausgerichtet sind, haben ex ante die 

Wirkung einer Einstellungsbarriere und erzeugen realtypisch die schwersten Impa-

ritäten. Drittens wurde die durch das Sozialstaatsgebot geforderte idealtypische 

Vertragsparität in Deutschland spätestens mit Verabschiedung des BeschFG von 

1985 aufgegeben. Denn seit der Einführung befristeter Arbeitsverträge ist die ide-

altypische Parität und der allgemeine Kündigungsschutz einem steigenden Anteil 

von Arbeitnehmern mit temporären Verträgen zum Opfer gefallen. Für diesen der 

reinen Rechtslehre widersprechenden Pragmatismus war, wie der langjährige 

Präsident des Bundesarbeitsgerichts feststellt, die Einsicht des Gesetzgebers und 

seiner juristischen Ratgeber maßgebend „ ... daß ein als zu hoch empfundener 

Grad an sozialer Sicherung im bestehenden Arbeitsverhältnis angesichts der dar-

auf beruhenden Reaktion der Arbeitgeberseite der Schaffung neuer Arbeitsplätze 

und der Wiederbesetzung freigewordener Arbeitsplätze entgegen stünde“ (Kissel 

1999, S. 18). 

5. TRANSAKTIONSKOSTENTHEORIE 

Institutionen senken Transaktionskosten und unter mehreren äquivalenten, die 

vergleichbare Funktionen haben, setzt sich jene Institution durch, welche die 

Transaktionskosten minimiert. Nach dieser Hypothese der Transaktionskosten-

theorie (Williamson 1985) sind die Institutionen des Arbeitsmarktes zweitbeste Lö-

sungen von Tauschproblemen, bei denen der Marktmechanismus bzw. das 

Rechtssystem versagt. Anders als das neoklassische Standardmodell geht die 

Neue Institutionenökonomik von folgenden Verhaltensannahmen aus. Im Gegen-

satz zum „homo oeconomicus“, verfügen die Individuen über eine begrenzte Ra-

tionalität (bounded rationality). Ihre Fähigkeit, Informationen zu sammeln und zu 

verarbeiten, ist begrenzt. Darüber hinaus wird angenommen, daß sich die Ver-

tragspartner opportunistisch verhalten. Transaktionen sind nach dieser Theorie 

durch die Häufigkeit ihrer Wiederholung, durch Ungewißheit und durch den Grad 

der Spezifizität der involvierten Aktiva, wie das Humankapital, gekennzeichnet. Je 

höher die Spezifizität, je seltener die Transaktion und je ungewisser ihr Ausgang, 

um so weniger ist die Marktkonkurrenz geeignet, den einen Transaktionsteilneh-

mer vor dem Opportunismus des anderen zu schützen (Williamson 1985). Arbeits-

verträge, die von vorneherein auf Dauer angelegt sind, sind nach dieser Theorie 

sogenannte relationale Verträge. Werden tatsächliche Vertragsdokumente zur 

Stützung einer relationalen Beziehung verwendet, so handelt es sich um „offene 

Zukunftsverträge“ (Dörsam 1997, S. 61), in denen die Vertragsparteien ex ante 
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nur einen Teil der in Zukunft zu erbringenden Leistungen schriftlich fixieren, wes-

halb man auch von „unvollständigen Verträgen“ bzw. „Beziehungsverträgen“ 

spricht (Richter 1994, S. 18). Der Arbeitnehmer unterstellt sich im typischen Ar-

beitsvertrag dem Direktionsrecht des Arbeitgebers, der damit die residualen Kon-

trollrechte erhält. Der Arbeitsvertrag enthält infolgedessen nicht wie ein vollständi-

ger Vertrag zu jeder Kontingenz das vom Arbeitnehmer erwartete Leistungs- und 

Anpassungsverhalten. Auf Seiten des Unternehmers bleiben implizite Verspre-

chen, das Arbeitsverhältnis trotz möglicher Schocks nicht aufzulösen bzw. das im-

plizite Versprechen einer Karriere in der Betriebshierarchie, undokumentiert. Von 

besonderer Bedeutung sind diese durch die Unternehmensreputation, durch Nor-

men und Werte sowie die spezielle Unternehmenskultur gesteuerten relationalen 

Verträge bei betriebsspezifischen Investitionen in das Humankapital. Kommt es 

zum Bruch der Beziehung, sind diese Investitionen sunk costs und lassen sich ei-

nerseits weder über den Markt kapitalisieren, andererseits lassen sich diese Ver-

luste selbst mit Hilfe des Rechtssystems allenfalls zu Teilen kompensieren. Da 

diese spezifischen Investitionen im allgemeinen für die Vertragsparteien verschie-

den hoch, die Informationen asymmetrisch verteilt und die Verträge unvollständig 

sind, eröffnen sich Chancen für ex ante und ex post Opportunismus der an diesen 

Transaktionen Beteiligten. 

 

Der gesetzliche Kündigungsschutz ist unabdingbar und wirkt wie ein externes 

Überwachungssystem, das den Prozeß der innerbetrieblichen Vertrauensbildung 

unterstützt (Schellhaaß/Nolte 1999, Seifert/Pawlowsky 1998). Vertragsbrüchiges, 

opportunistisches Verhalten wird durch den gesetzlichen Kündigungsschutz ge-

dämpft, der infolgedessen die Bereitschaft der Vertragsparteien zu betriebsspezifi-

schen produktivitätsfördernden Investitionen erhöht. Damit begünstigt der gesetz-

liche Kündigungsschutz die Bildung von betriebsspezifischem Humankapital und 

bildet die institutionelle Basis einer vergleichsweise hohen Spezialisierungsintensi-

tät. Sind Arbeitsverträge, wie die Befristungen, nur auf kurze Dauer angelegt, 

müssen sich die Humankapitalinvestitionen der Firmen und Arbeitnehmer und die 

Investitionen in Überwachungsstrukturen zu deren Schutz in einem kürzeren Zeit-

raum amortisieren. Deshalb prognostiziert die Transaktionskostentheorie, daß die 

Vertragsparteien bei temporären Arbeitsverträgen wegen der begrenzten Häufig-

keit der Transaktion Investitionen in Humankapital ganz unterlassen oder in einem 

geringen, eventuell sozial ineffizienten Umfang, vornehmen. Diese Erfahrung hat 

Spanien in den letzten fünfzehn Jahren machen müssen, wo ein Drittel der Ar-

beitsverträge befristet sind (Jahn 2002). Hinzu kommt, daß befristete Arbeitsver-

träge, die in Kettenform erneuert werden, ständige kostenintensive Neuverhand-
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lungen der Vertragskonditionen erfordern und somit die Transaktionskosten in die 

Höhe treiben. 

6. FAIRNESSNORMEN 

Die Arbeitswelt ist in ein engmaschiges Netz von Normen und Unternehmenskul-

turen eingebettet, die ihren Niederschlag auch in Arbeitsverträgen, Arbeitsmotiva-

tion und Arbeitsleistung sowie in den Regeln der individuellen und kollektiven 

Lohnbildung und dem Kündigungsschutz finden (vgl. u.a. Akerlof 1984, Aker-

lof/Yellen 1988, Bewely 2000). Fairneßnormen, die die Akteure zu wechselseitig 

fairem Verhalten verpflichten, schaffen Spielraum für Kooperation, für die Formu-

lierung glaubhafter Versprechen und Verträge und spielen sowohl bei individuellen 

als auch bei kollektiven Verhandlungen über Arbeitsverträge eine zentrale Rolle. 

Schätzt der Arbeitnehmer sein Arbeitsverhältnis sowie seinen Lohn als fair ein, 

und glaubt sich durch die Geschäftsführung gerecht behandelt, erhöht er seine 

Leistung und damit die Produktivität des Unternehmens. Der privatvertraglich ver-

einbarte Kündigungsschutz fördert das Vertrauen der Arbeitnehmer, nicht willkür-

lich behandelt und grundlos entlassen zu werden. Diese durch den privaten Kün-

digungsschutz erhöhte Kooperations- und Leistungsbereitschaft der Belegschaft, 

senkt nicht nur die Transaktionskosten, die bei Vertragsverhandlungen und Neu-

verhandlungen anfallen, sondern auch die Überwachungskosten, die durch Kon-

trollsysteme sowie autoritär hierarchische Steuerung andernfalls entstünden. 

 

Da der Kündigungsschutz in der Regel asymmetrisch wirkt, läßt sich gegen diese 

Hypothesen einwenden, daß die Arbeitgeber nicht vor unerwarteten Kündigungen 

ihrer Arbeitnehmer sicher sind (Osbild 1994, S. 136). Der Arbeitgeberanteil an der 

aus den Humankapitalinvestitionen fließenden Transaktionsrente ist daher unge-

schützt, so daß der Arbeitgeber nur einen geringen Beitrag zu den betriebsspezifi-

schen Humankapitalinvestitionen leistet. Allerdings ist, worauf Flanagan (1995) 

hinweist, das Risiko einer Ausbeutung des Unternehmers durch den Arbeitnehmer 

um so geringer, je betriebsspezifischer die Humankapitalinvestitionen sind. Ferner 

sind in Europa infolge der zentralisierten Lohnfindungssysteme die Lohndifferen-

tiale niedrig und damit das Risiko, daß konkurrierende Unternehmen Arbeitnehmer 

mit hohem industriespezifischen Humankapital durch Lohnversprechungen ab-

werben, gering. Andernfalls würden die europäischen Unternehmen sehr viel we-

niger in die Weiterbildung ihrer Mitarbeiter investieren. Diese Vermutung wird von 

der OECD (1994) empirisch belegt. Gerade Firmen in Ländern mit niedrigen Kün-

digungsraten und einer langen Beschäftigungsdauer investieren mehr in die Aus- 

und Weiterbildung ihrer Mitarbeiter. Ferner zeigen Estevez-Abe/Iversen/Soskice 

(2001), daß die spezifische Kombination aus Kündigungsschutz und Versicherung 
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gegen das Risiko der Arbeitslosigkeit, die in einem Land institutionalisiert ist, das 

Profil aus spezifischen und allgemeinen Kenntnissen, das sich in diesem Land 

herausbildet, bestimmt. Der Kündigungsschutz verstärkt die Neigung in firmen-

spezifische Kenntnisse zu investieren, der Schutz vor dem Risiko der Arbeitslosig-

keit ermöglicht dagegen den Erwerb industriespezifischen Wissens. Hingegen in-

vestieren Arbeitnehmer in Ländern mit geringem Kündigungsschutz und niedriger 

Arbeitslosenversicherung wie in den USA vor allem in allgemeines Humankapital. 

 

Daß staatlicher Kündigungsschutz ein Fundament ist, auf dem sich Investitionen in 

betriebsspezifisches Humankapital und Kooperationsbereitschaft entwickeln, läßt 

sich jedoch, wie abschließend hervorgehoben werden soll, mit folgendem Argu-

ment bezweifeln. Die Verwendung des staatlichen Rechtssystems kann ähnlich 

wie der marktwirtschaftliche Konkurrenzmechanismus zur Verdrängung intrinsi-

scher Motivation führen (Frey 1997). Besteht dieser Hypothese zufolge ein trade-

off zwischen dem Schutz einer Transaktion mit den Instrumenten des staatlichen 

Rechts auf der einen, und der normativ geprägten, intrinsischen Motivation der 

Akteure auf der anderen Seite, könnte gerade die Betonung des staatlichen 

Rechtsschutzes zu einer starken Verringerung der Leistungsbereitschaft führen. 

Staatlicher Kündigungsschutz hätte infolgedessen keinen Zuwachs an innerbe-

trieblichem Vertrauenskapital zur Folge, sondern im Gegenteil das Vertrauen und 

die Bereitschaft, in das betriebsspezifische Humankapital zu investieren, würde 

sinken. 

7. KONJUNKTURSCHWANKUNGEN 

Ein häufig zugunsten des staatlichen Kündigungsschutz verwendetes Argument 

behauptet, daß das Schutzrecht nicht nur die konjunkturelle Volatilität der Be-

schäftigung senkt, sondern zugleich die durchschnittliche Beschäftigungsmenge 

während des Konjunkturzyklus erhöht. Der Grund für diese Erscheinung sei, daß 

die Firmen infolge der Entlassungskosten mit Freisetzungen während der Rezes-

sion zurückhaltender sind. Gegen diese Behauptung wird ins Feld geführt, daß 

vorausschauende Unternehmen mit rationalen Erwartungen und Blick auf die Ent-

lassungskosten schon während des Aufschwungs weniger Arbeitskräfte beschäfti-

gen und es vorziehen, sich während des Booms zeitlich und intensitätsmäßig an 

die wachsende Nachfrage anzupassen. 

 

Ausgangspunkt des Arguments ist wiederum die friktionslose Welt des neoklassi-

schen Arbeitsmarktes. Ohne staatlichen Kündigungsschutz passen sich die Fir-

men bei flexiblen Löhnen mit ihrer Nachfrage nach Arbeitskräften an den herr-

schenden Lohn an. In einer prosperierenden Wirtschaft mit steigender Nachfrage 
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stellen sie zusätzliche Arbeitskräfte ein, bis das Grenzprodukt der Belegschaft 

dem Lohn entspricht. In der Rezession bauen die Unternehmen infolge der sin-

kenden Nachfrage ihre Belegschaft ab, bis im Gleichgewicht abermals die Grenz-

produktregel gilt. Mit staatlichem Kündigungsschutz und positiven Entlassungsko-

sten muß ein Unternehmen jedoch damit rechnen, daß die Einstellung eines zu-

sätzlichen Arbeiters außer Lohnkosten noch zusätzliche Aufwendungen in Höhe 

des Barwerts der Entlassungskosten verursacht. Wirkt die bei einer Entlassung 

anfallende Abfindung prohibitiv, ist es für das Unternehmen optimal, alle während 

des Booms eingestellten Arbeitskräfte in der Phase der Rezession weiter zu be-

schäftigen. Mit anderen Worten, die Firma hortet während der Rezession Arbeits-

kräfte. Die Abfindungszahlung reduziert, wie von ihren Befürwortern betont, die 

Entlassungen während des Abschwungs. Da die Unternehmen die Wirkungen des 

Schutzgesetzes vorwegnehmen, stellen sie bereits im Aufschwung weniger Ar-

beitskräfte ein und verringern mithin über den Konjunkturzyklus die Volatilität der 

Arbeitsnachfrage. Ob die durchschnittliche Beschäftigung über den Konjunkturzy-

klus größer oder geringer ist als in einer Volkswirtschaft ohne Abstandszahlungen, 

kommt auf die Interdependenzen mit anderen Institutionen des Arbeitsmarktes wie 

z.B. dem Lohnfindungssystem an und ist theoretisch bisher eine umstrittene Frage 

(Bertola 1999, Bertola/Rogerson (1997), Jahn 2002, Wagner/Jahn 1997). 

 

Die OECD (1999) hat einen internationalen Vergleich der Rigidität des Kündi-

gungsschutzes durchgeführt und analysiert, wie das in Europa verbreitete Prinzip 

des Bestandsschutzes die Anpassungsleistung des Arbeitsmarktes beeinflußt. Die 

ökonometrischen Analysen der OECD (1999) mit gepoolten Querschnitts- und 

Zeitreihendaten für die Länder der OECD können bislang keinen signifikanten Ein-

fluß des Kündigungsschutzes auf die aggregierten Arbeitslosenquoten und den 

Jobturnover nachweisen. Dabei lassen sich diese überraschenden Resultate nicht 

mit dem Hinweis auf eine zu geringe Varianz der Rechts- und Institutionenvielfalt 

unter den Ländern der OECD begründen. Denn die Mitgliedsländer der OECD 

sind durch ein breites Spektrum von arbeitsrechtlichen Regeln gekennzeichnet. In 

den USA und Kanada gibt es gar keine gesamtstaatlichen Kündigungsschutzge-

setze. In Österreich und Deutschland dagegen findet sich ein dichtes, selbst von 

Spezialisten kaum noch zu durchdringendes Geflecht arbeitsrechtlicher Regulie-

rungen. Die These, daß der Kündigungsschutz keinen Einfluß auf die aggregierte 

Beschäftigung einer Volkswirtschaft hat, läßt sich nach den Auswertungen der 

OECD (1999) auch mit den Methoden der empirischen Wirtschaftsforschung nicht 

eindeutig widerlegen. Demgegenüber ist der Einfluß des staatlichen Kündigungs-

schutz auf die Dauerverteilung der Arbeitslosigkeit eindeutig. Ein staatlicher Kün-

digungsschutz, wie er in den kontinentaleuropäischen Ländern der OECD vor-



 15 

herrscht, erhöht den Anteil der Langzeitarbeitslosen und verlängert die durch-

schnittliche Dauer der Arbeitslosigkeit. 

 

Daß der Kündigungsschutz die Volatilität der Arbeitsnachfrage senkt, ist eine 

Hypothese, die von den meisten Ökonomen geteilt wird. Darüber hinaus werden 

von vielen die folgenden weiterreichenden Hypothesen vertreten. Wenn der staat-

liche Kündigungsschutz die oben beschriebene Wirkung entfaltet, dann senkt er 

ebenso die Volatilität des Lohneinkommens der Bevölkerung und infolgedessen 

die Volatilität der aggregierten Nachfrage nach Konsumgütern. Der staatliche 

Kündigungsschutz wirkt somit wie ein eingebauter makroökonomischer Stabilisa-

tor (Boyer 1993). Existieren jedoch neben Arbeitsverhältnissen, die den Normen 

des Kündigungsschutzes unterliegen, alternative Vertragsformen, die es erlauben, 

Arbeitnehmer temporär einzustellen, dann wird die stabilisierende Wirkung des 

Kündigungsschutzes außer Kraft gesetzt. Für Unternehmen steigt der Anreiz, auf 

befristete Arbeitsverträge auszuweichen. Damit verliert die dem staatlichen Kündi-

gungsschutz zugeschriebene makroökonomische Stabilisierungsfunktion ihre Be-

deutung.  

 

Nach einer weiteren Hypothese, die die Norm der Kündigungsfristen betrifft, sen-

ken diese sowohl die friktionelle Arbeitslosigkeit als auch die Dauer der Arbeitslo-

sigkeit. Die negative Korrelation zwischen der Länge der Kündigungsfristen und 

der Dauer der Arbeitslosigkeit ist empirisch gut belegt. Ruhm (1992) und Addi-

son/Portugal (1992) zeigen für die USA, daß Kündigungsfristen signifikant die 

Wahrscheinlichkeit dafür senken, daß entlassene Arbeitnehmer während der Frist 

keine neue Beschäftigung finden. Die Dauer der Arbeitslosigkeit war bei Arbeit-

nehmern, die über die bevorstehende Kündigung informiert wurden, durchschnitt-

lich zwischen 2 und 7 Tagen geringer. Diese Ergebnisse werden von Frick (1994) 

für Deutschland bestätigt, der auf Basis des Sozio-ökonomischen Panels für die 

Periode 1984-91 ebenfalls nachweisen kann, daß mit der Dauer der Kündigungs-

frist die Wahrscheinlichkeit für den Eintritt einer Übergangsarbeitslosigkeit signifi-

kant sinkt. Da mit dem Verlust des Arbeitsplatzes private und soziale Kosten in 

Form von Arbeitslosenunterstützung, Fortbildungs- und Umschulungskosten sowie 

Kosten der aktiven Arbeitsmarktpolitik verbunden sein können, ruft der staatliche 

Kündigungsschutz dieser Hypothese zur Folge ein Kündigungsverhalten der Fir-

men hervor, bei dem diese ihre Personalpolitik so gestalten, als ob sie die exter-

nen privaten und sozialen Kosten internalisieren müßten. Bei einer Deregulierung 

des Kündigungsrechtes würden diese Internalisierungseffekte entfallen und müß-

ten dem Nutzen der hierdurch gewonnen Flexibilität gegenübergestellt werden. 
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8. WIRTSCHAFTSPOLITISCHE SCHLUßFOLGERUNGEN 

In der neoklassischen Theorie stellen Regulierungen, wie das staatliche Arbeits-

recht, eine Beschränkung des freiwilligen Tauschs von Faktorleistungen gegen 

das allgemeine Tauschmittel dar. Die Institutionenökonomie verweist hingegen auf 

die Bedeutung von Marktunvollkommenheiten und Vertragsversagen infolge von 

Transaktionskosten oder Informationsasymmetrien und darauf, daß das staatliche 

Arbeitsrecht als eine Voraussetzung für effiziente Arbeitsmarkttransaktionen be-

griffen werden kann. Auch läßt sich der Kündigungsschutz als zusätzliche Versi-

cherung gegen das Risiko der Arbeitslosigkeit interpretieren.  

 

Sortiert man die Gründe für und gegen einen allgemeinen Kündigungsschutz, die 

sich aus den vorgenannten Theorien ergeben, gelangt man keinesfalls zu einer 

eindeutigen Antwort auf die Frage, wie und ob eine Reform des Kündigungsschut-

zes die Arbeitslosigkeit senken würde. Beachtet man jedoch, daß in vielen euro-

päischen Ländern der Anteil der Langzeitarbeitslosen mittlerweile auf die Hälfte 

oder gar mehr als die Hälfte aller Arbeitslosen gestiegen ist, muß man fragen, ob 

nicht dem Aspekt der Dauer ein größeres Gewicht zukommt als der Höhe der ag-

gregierten Arbeitslosenquote, weshalb sich im Hinblick auf die wachsende Bedeu-

tung der Arbeitslosigkeitsdauer unter Umständen eine Liberalisierung des Be-

standsschutzes rechtfertigen läßt. 

 

Es gibt zahlreiche Vorschläge von Ökonomen und Rechtswissenschaftlern zur Re-

form des Kündigungsschutz- und Befristungsrechts.4 Die meisten Vorschläge zur 

Reform des Schutzrechts sehen neben einem Grundkündigungsschutz eine Bei-

behaltung befristeter Arbeitsverträge und eine dauerhafte, die Erwartungen der 

Arbeitsmarktparteien stabilisierende Integration des Befristungsrechts in ein all-

gemeines neu zu schaffendes Arbeitsvertragsrecht vor. Um den Spielraum der 

Unternehmen bei der Wahl von Anpassungsstrategien zu erhalten, soll das Befri-

stungsrecht wie bisher lediglich die zeitliche Erstreckung befristeter Arbeitsverträ-

ge spezifizieren und den Abschluß von Kettenarbeitsverträgen verhindern. Eine 

sachliche Begründungspflicht für die Befristung erachten viele Reformer nicht für 

notwendig. 

 

                                            
4 vgl. z.B. Berthold (2000), Büchtemann/Walwei (1999), Deregulierungskommission (1991), Franz 

(1994), Franz/Rüthers (1999), Hoffmann/Walwei (1998), Keller/Seifert (1997), Sachverständi-
genrat (1997), Schellhaaß/Nolte (1999), Seifert/Pawlowsky (1998), Siebert (1996), Soltwedel et 
al. (1990), Walwei (2000), ein Literaturbericht findet sich bei Kress (1998). 
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Welche Funktion hat aus dem Blickwinkel der ökonomischen Analyse ein staatli-

ches Kündigungsschutzrecht? Kündigungen zerstören betriebsspezifisches Kapi-

tal, das sich auf Seiten des Arbeitnehmers und auf Seiten der Firma gebildet hat, 

erzeugen darüber hinaus Mobilitätskosten und führen zu einem Verlust von Sozi-

alkapital, das den Lebenshintergrund des typischen Arbeitnehmers fundiert. Der 

Arbeitsmarkt ist darüber hinaus ein Suchmarkt. Während monatelanger Suchpha-

sen entstehen auf beiden Vertragsseiten Kosten, die direkt mit dem Grad der Spe-

zialisierung korrelieren. Firmen aber vor allem Arbeitnehmer fragen daher Schutz-

vorkehrungen gegen den Verlust ihrer Ausstattung und gegen den Aufwand hoher 

Suchkosten nach. Private Kündigungsschutzpolicen bieten die Märkte nicht an, 

weil die Kosten des moralischen Hasards und der adversen Selektion zu hoch 

sind. Infolgedessen kann es dem Staat zufallen ein staatliches Kündigungsschutz-

recht zu implementieren und durchzusetzen.  

 

Um die Funktion des Schutzrechts zu untersuchen, ist es zunächst nützlich zwi-

schen exogenen und endogenen Kündigungsschutzgründen zu unterscheiden. 

Bezugspunkt sind hierbei die Partner des Arbeitsvertrages, die Firma auf der ei-

nen und der Arbeitnehmer auf der anderen Seite.  

 

Exogene Kündigungsgründe resultieren aus Nachfragezyklen, technischem Fort-

schritt, Änderungen der Rechtsordnung und münden in betriebsbedingten Kündi-

gungen. Die gewinnmaximierende Firma verfolgt das Ziel, ihre Betriebsgröße an 

die exogenen Schocks anzupassen und spricht aus diesem Grund betriebsbeding-

te Kündigungen aus. Das Bestandsschutzprinzip des staatlichen Kündigungs-

schutzrechts zielt vorrangig auf die Sicherung der Arbeitsplätze. Zu diesem Zweck 

erhöht die Rechtsprechung die Kosten der quantitativen Anpassungsstrategie und 

senkt infolgedessen die optimale Betriebsgröße selbst. Wie die Empirie zeigt, glät-

ten zwar die durch das Bestandsschutzprinzip erzeugten Anpassungskosten die 

Volatilität der Arbeitsnachfrage über den Konjunkturzyklus, ob die optimale Be-

triebsgröße sinkt oder steigt, läßt sich jedoch nicht eindeutig feststellen.  

 

Firmen wählen stets ein Mix aus Anpassungsstrategien. Neben der quantitativen 

stehen den Betrieben bekanntlich die zeitliche, die intensitätsmäßige, die qualitati-

ve und die selektive Anpassungsstrategie zur Verfügung (Gutenberg 1969). Stei-

gende Kosten der quantitativen Anpassung geben den Firmen einen Anreiz, auf 

nicht regulierte Anpassungsstrategien so vor allem die zeitliche und intensitäts-

mäßige auszuweichen. Die akkumulierten „Überstundenberge“, die man in 

Deutschland seit langem beklagt, sind allerdings ein Indiz dafür, daß die optimale 

Betriebsgröße ceteris paribus ohne den Einfluß des Bestandsschutzprinzips grö-
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ßer wäre als im vorherrschenden Rechtsrahmen. Die Beseitigung des Bestands-

schutzes würde dieser These zur Folge zu einem Wachstum der optimalen Be-

triebsgröße und damit zu einer höheren Beschäftigung beitragen. In Deutschland 

existieren (noch) keine rechtlichen Regulierungen der zeitlichen und intensitäts-

mäßigen Anpassungsstrategie in Gestalt eines Überstundengesetzes. Allerdings 

sind bereits seit Jahrzehnten immer wiederkehrende Versuche zu beobachten, mit 

den Instrumenten der Politik und des bargainings der Verbände der Arbeitsmarkt-

parteien, die zeitliche und intensitätsmäßige Anpassungsstrategie der Betriebe zu 

regulieren. Anstatt jedoch nach zusätzlichen Regulierungen des Arbeitsmarktes zu 

streben sollten die Arbeitsmarktparteien vielmehr erwägen, für das Spektrum der 

exogenen Kündigungsgründe das Bestandsschutzprinzip durch das Abfindungs-

prinzip zu ersetzen. Abfindungen beeinflussen zwar ebenfalls die relativen Kosten 

der Nutzung der quantitativen sowie der zeitlichen und intensitätsmäßigen Anpas-

sungsstrategie zugunsten der letzteren. Trotzdem sind Abfindungen das flexiblere 

Instrument, das auch im Fall betriebsbedingter Kündigung Planungs- und Rechts-

sicherheit mit Bezug auf die Variation der optimalen Betriebsgröße verschafft. Da 

individualvertragliche Abfindungsrechte, wie oben geschildert, einen Mechanismus 

adverser Selektion auslösen können, sollten Mindestabfindungen durch den Ge-

setzgeber definiert und verbindlich vorgegeben werden. Die Mindestabfindung 

kann nach Betriebsgröße, nach Branche, nach der Stellung im Betrieb, der Dauer 

der Betriebszugehörigkeit und schließlich auch dem sozialen Status des Arbeit-

nehmers differenziert werden. Allerdings ist die Vorstellung, daß Abfindungsprinzip 

könnte dem Bestandsschutzprinzip sowohl unter Effizienz als auch Gerechtig-

keitsgesichtspunkten überlegen sein, für die deutsche Rechtswissenschaft kaum 

denkbar. Dennoch stellt sich die Frage, ob nicht zwischen dem Wert der Ausstat-

tung eines Arbeitnehmers, den das Bestandsschutzprinzip konservieren will, und 

einer individuellen Abfindungsleistung, die in Geld entrichtet wird, nicht ein endli-

ches Substitutionsverhältnis existiert. Wie anders als durch eine solche Grenzrate 

der Substitution bei der der Bestandsschutz durch eine Abfindung zustande 

kommt, sollte der häufig beklagte Handel über die Höhe der Abfindungszahlung in 

Kündigungsschutzprozessen zu erklären sein. Könnte sich auch die deutsche 

Rechtswissenschaft dazu durchringen, ein endliches Substitutionsverhältnis zwi-

schen dem Wert der Ausstattung und der Höhe der Abfindung anzuerkennen, lie-

ße sich das Bestandsschutz- durch das Abfindungsprinzip bei exogenen Kündi-

gungsgründen vollständig ersetzen.  

 

Endogene Kündigungsgründe resultieren aus dem Verhalten oder den persönli-

chen Eigenschaften des Arbeitnehmers. Kündigungen führen in diesem Fall nicht 

zu einer Anpassung der Betriebsgröße, sondern zum Ersatz eines Arbeitnehmers 
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durch einen aus dem Blickwinkel der Geschäftsführung besser geeigneten Arbeit-

nehmer. Die Firma wählt in diesem Fall eine qualitative Anpassungsstrategie. Da 

verhaltens- und personenbedingte Kündigungen in besonderem Maße dem Risiko 

opportunistischen Verhaltens auf Seiten der Geschäftsführung ausgesetzt sind 

und eine Verifikation der Kündigungsgründe durch Dritte durch die Natur der 

Gründe außerordentlich erschwert wird, kann das Bestandsschutzprinzip den Ar-

beitnehmer vor willkürlichen Kündigungen womöglich besser schützen als das Ab-

findungsprinzip. Diese Rangordnung der Prinzipien ist allerdings auch in diesem 

Fall keineswegs eindeutig. Denn die Höhe der Abfindung sollte das Anpassungs-

verhalten der gewinnmaximierenden Unternehmung selbst im Fall verhaltens- 

oder personenbedingter Kündigung in Richtung auf eine geringere Kündigungs-

neigung und eine höhere Stabilität der Stammbelegschaftsgröße lenken. Aus dem 

Blickwinkel der ökonomischen Theorie scheint es daher auch im Fall endogener 

Kündigungsgründe keinen prinzipiellen Einwand gegen das Abfindungsprinzip zu 

geben, der zugleich den Bestandsschutz als das überlegene rechtspolitische In-

strument ausweist.  

 

Eine Reform des Kündigungsschutzrechts sollte für die Parteien des Arbeitsver-

trages Anreize erzeugen, einen pareto-effizienten Anpassungspfad zu wählen. 

Das Recht sollte daher keine speziellen Anpassungsstrategien wie etwa die selek-

tive Anpassung in Gestalt der Sozialauswahl vorschreiben und andere wie die ein-

seitige Auflösung des Arbeitsverhältnis durch Abfindung verbieten. Darüber hinaus 

sollte das Kündigungsschutzgesetz keine Vorschriften über spezifische ex-post-

Kompensationen zum Ausgleich des Kündigungsschadens oder zur Wahrung des 

Besitzstandes vorschreiben. Das Gesetz sollte lediglich für die Verteilung der In-

formations- und Beweispflichten Vorsorge treffen. Hierzu ist eine einheitliche Kodi-

fikation des Arbeitsvertragsrechts wünschenswert, die die Rechtsprechung in die 

Normen des Kündigungsschutzrechts integriert, und so die erwarteten Kündi-

gungskosten für beide Parteien kalkulierbar macht. Einigen sich die Parteien bei 

der Aufteilung des Kündigungsschadens oder bei der Festlegung der Abfindungs-

höhe nicht, steht zunächst der Weg zur Schiedsstelle und nur in Zweifelsfällen der 

Gerichtsweg offen. Die Prozeduren der Kündigungsklage sollten neben den übli-

chen Erfordernissen wie der Schriftlichkeit, der Fristenwahrung, der örtlichen und 

sachlichen Zuständigkeit etc. so konzipiert werden, daß das Gericht Gerechtig-

keits- und Effizienzfragen bei allen Urteilsverfahren streng trennen kann. Ange-

sichts des meist sehr viel komplexeren Effizienzproblems sollte das Gericht in die 

Lage versetzt werden, sich einen Eindruck von den Anpassungsstrategien, die 

den Parteien zum Zeitpunkt der Kündigung zur Verfügung standen, und von der 

tatsächlichen Höhe des Kündigungsschadens zu verschaffen. Dabei ist bei der 
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Verwendung des staatlichen Rechts und der Rechtsprechung als externe Überwa-

chungsstruktur für das Arbeitsverhältnis zu bedenken, daß mit der zunehmenden 

Spezialisierung der Berufe die Sachkenntnisse eines Arbeitsrichters immer weni-

ger ausreichen, um jene Anpassungsstrategien ex-post zu ermitteln, die in dem zu 

beurteilenden Einzelfall die effizientesten gewesen wären. Gerade deshalb kann 

es auch aus dem ökonomischen Blickwinkel sinnvoll sein, im Fall betriebsbeding-

ter Kündigungen, eine pauschale Mindestkompensation vorzusehen, die, wie z.B. 

von Willemsen (2000) vorgeschlagen, mit sechs Monatsgehältern die angemesse-

ne Höhe haben kann. 

 

Im Mittelpunkt der herrschenden juristischen Konzeption des Kündigungsschutzes 

steht das vom Sozialstaatsgebot des Grundgesetzes geforderte Bestandsschutz-

prinzip. Bestandsschutz ist jedoch nicht das primäre Ziel eines ökonomisch effi-

zienten Kündigungsschutzrechts, sondern vielmehr eine erwünschte Nebenfolge, 

die immer dann eintritt, wenn die Beteiligten die vom Gesetz normierten Rechts-

folgen ihrer Strategienwahl vorhersehen, und der Bestandsschutz die im Vergleich 

zu allen anderen Alternativen kostenminimale Anpassungsreaktion ist. Marginale 

Reformen des Befristungsrechts, wie sie seit den 80er Jahren in Deutschland und 

vielen anderen europäischen Ländern zu beobachten sind, sind weder geeignet 

den Bestand des Standardarbeitsverhältnisses zu sichern, noch eine Integration 

von Langzeitarbeitslosen über den sekundären in den primären Arbeitsmarkt zu 

fördern. Nur eine strukturelle Reform des Kündigungsschutzrechts, die das in 

Deutschland vorherrschende Bestandsschutzprinzip durch das Abfindungsprinzip 

ersetzt, ist aus ökonomischer Sicht der geeignete Weg, den Vertragsparteien An-

reize für effiziente Kündigungen zu liefern. Ein derart ausgestaltetes Kündigungs-

schutzrecht könnte den Bestandsschutz des Standardarbeitsverhältnisses, die 

Senkung der Langzeitarbeitslosigkeit und die Eingliederung von Randgruppen in 

einer wirtschaftspolitisch durchdachten Konzeption der Arbeitsmarktpolitik zu-

sammenführen. 
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